
Die vom AOK-Bundesverband und vom GKV-Spitzenverband mit nachstehenden Begründungen gewünschten Gesetzesänderun-

gen wurden vom Gesundheitsausschuss des Deutschen Bundestages zwar in das Gesetz eingefügt; die insoweit erforderliche 

Gesetzesbegründung ist jedoch unterblieben, so dass das Plenum die Tragweite seiner Entscheidung nicht überblicken konnte.  
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Es ist durch die ständige Rechtsprechung des für Krankengeld zuständigen 
BSG-Senats geklärt, dass es sich beim Krankengeldbezug anders als bei der 
Rentenzahlung nicht um eine laufende Geldleistung handelt, sondern um 
eine abschnittsweise bewilligte Leistung für einen konkreten Zeitraum, der 
jeweils gesondert ärztlich prognostiziert werden muss. Der Krankengeldan-
spruch endet laut Bundessozialgericht mit Ablauf des zuletzt bescheinigten 
Arbeitsunfähigkeitszeitraums. Das Bundessozialgericht sieht damit in einer 
nach außen hin durchgehenden Krankengeldbewilligung eine Kette von 
einzelnen Verwaltungsakten. Dies entspricht auch dem Sinn und Zweck des 
Krankengeldes, nach dem es sich eben nicht um eine Dauerleistung han-
delt, sondern um eine solche, die zur Überbrückung der jeweils ärztlich 
bescheinigten, gesundheitlich bedingten Arbeitsunfähigkeit vorübergehend 
erbracht wird. Der geplante Wortlaut der Änderung stellt mit der beabsich-
tigten Formulierung „der Anspruch auf Krankengeld bleibt bestehen“ die-
sen höchstrichterlich aufgestellten Grundsatz in Frage. Denn es wird damit 
impliziert, dass es sich um eine laufende, fortdauernde Zahlung handelt. 
Würde jedoch Krankengeld entgegen des mit ihm verfolgten Zwecks als 
Dauerverwaltungsakt bewilligt werden, so würde dies dazu führen, dass 
eine Beendigung der der Leistung nur unter den Voraussetzungen der §§ 45 
ff. SGB X erfolgen könnte und damit den Anforderungen der Praxis nicht 
gerecht werden. Vielmehr ist bei der zu begrüßenden Gesetzesänderung 
zum lückenlosen Nachweis der Arbeitsunfähigkeit eine klarstellende For-
mulierung im Sinne der BSGRechtsprechung erforderlich, die der ab-
schnittweisen Betrachtung Rechnung trägt. 
 

 
Auch sollte die gesetzliche Regelung den durch ständige Rechtsprechung 
des Bundessozialgerichts gebildeten Grundsätzen zur Gewährung von 
Krankengeld Rechnung tragen. So ist Krankengeld, anders als z. B. eine 
Rente, keine laufende Geldleistung, sondern muss jeweils gesondert ärzt-
lich prognostiziert und abschnittsweise für einen konkreten Zeitraum be-
willigt werden. Dies entspricht dem Sinn und Zweck des Krankengeldes, 
wonach dieses zur Überbrückung der jeweils ärztlich bescheinigten, ge-
sundheitlich bedingten Arbeitsunfähigkeit vorübergehend erbracht wird. 
Die vorgesehene gesetzliche Änderung sollte deshalb zur Vermeidung von 
neuen Rechtsunsicherheiten in Bezug auf die vorgenannten Grundsätze 
der zeitraumbezogenen Bewilligung des Krankengeldes angepasst werden. 
Dabei sollte zum Ausdruck gebracht werden, dass der Krankengeldan-
spruch jeweils bis zum Tag der ärztlichen Feststellung erhalten bleibt, 
wenn diese Feststellung am nächsten Werktag nach dem Ende des zuletzt 
bescheinigten Endes der Arbeitsunfähigkeit erfolgt. Durch die Formulie-
rung „jeweils“ wird klargestellt, dass die konkretisierten Anforderungen 
an den Nachweis der Arbeitsunfähigkeit und die Konsequenz des Erhalts 
des Krankengeldanspruchs für jeden zu betrachtenden Bewilligungsab-
schnitt gelten. 

 


